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Pandemie des Wirrsinns in der Politik
Eine Kurzintervention des Ökumenischen Netzes Rhein-Mosel-Saar
Koblenz, 19.04.2021.
Der ‚schöpferische‘ Umgang mit dem Begriff ‚Lockdown‘ verrät das Problem: Hinter dem Begriff Lockdown und seinen Mutanten ‚Lockdown hard‘, ‚Lockdown light‘ samt vor und zurück, hin und her und dann noch zum ‚Brückenlockdown‘... wird das Versagen der Politik in der Pandemie deutlich, vor allem in Gestalt der Minsterpräsidenten und -präsidentinnen. Kopflos werden Maßnahmen beschlossen, die schon bei der Veröffentlichung ins jeweilige Kalkül passend uminterpretiert, dann ignoriert und durch Öffnungsstrategien dementiert werden. Daher tragen die MinisterpräsidentInnen eine wesentliche Verantwortung für die dramatische und absehbare Ausbreitung des Virus. Immer deutlicher wurde, dass sie sich von jeder wissenschaftlichen Expertise abgekoppelt und in Maßnahmen geflüchtet haben, die infolge mangelnder Stringenz kaum noch nachvollziehbar sind. Was der französische Staatspräsident stolz für sich in Anspruch nahm, nämlich sich in politischen Entscheidungen von der Wissenschaft emanzipiert zu haben, kennzeichnet weitgehend auch die deutsche Politik, die von der Virologin Melanie Brinkmann zurecht eine „intellektuelle Beleidigung“ genannt wurde.

Dabei ist es durchaus schwierig, empirische Daten und Statistiken richtig einzuschätzen, weil entsprechende Fachkenntnisse fehlen und selbst Fachleute die Gemengelage an Statistiken und die Gesichtspunkte, unter denen sie erstellt sind, kaum alle überblicken können. Da bleiben EntscheidungsträgerInnen ebenso wie KritikerInnen auf ‚Plausibilität‘ angewiesen. Dabei hat die Entwicklung des Infektionsgeschehens diejenigen bestätigt, die vor der Ausbreitung des Virus und vor einem inkonsequenten Lockdown und vorschnellen Öffnungen gewarnt haben.

Statt aus Einsicht in die eigenen Fehleinschätzungen Konsequenzen zu ziehen und einen konsequenten ‚Lockdown‘ als Bremse für die Ausbreitung des Virus durchzusetzen und die Zeit zu nutzen, um Test- und Impfstrategien, ebenso wie Entlüftungs- und Luftreinigungsgeräte zur Verfügung zu stellen, wurden von PolitikerInnen auch entgegen der eigenen Beschlüsse Öffnungsstrategien auf den Weg gebracht. Sie wurden durchgesetzt, ohne dass die Bedingungen für Impfen, Testen, Lüften etc. – an die sie zwecks Legitimation geknüpft waren – auch nur im Ansatz verwirklicht waren oder auch nur in absehbarer Zeit hätten realisiert werden können. 

Offensichtlich hatten die verantwortlichen PolitikerInnen nicht die Kraft, dem Druck und den Kampagnen aus einzelnen Branchen zu widerstehen, die in ihrer rein selbstbezüglichen Logik ‚Lockerungen‘ forderten, ohne einen Gedanken auf die Gesamtsituation zu verschwenden. Das politisch-gesellschaftliche Abwägen, das gegenüber virologischer und pandemischer Expertise immer betont wurde, geschah gerade da nicht, wo es Aufgabe der Politik gewesen wäre, ‚selbstbezügliche‘ Einzelforderungen in eine Relation zur Gesamtlage der pandemischen Entwicklung zu stellen. Zugleich mag die Politik in ihrer Nachgiebigkeit einer populistischen Fehleinschätzung erlegen sein. Wohl aufgrund der massiven und aggressiv aus wirtschaftlichen Branchen vorgetragenen Öffnungsforderung war wohl der falsche Eindruck entstanden: „Die BürgerInnen haben die Schnauze voll“ – so der hessische Ministerpräsident in vollem ‚Populismus-Sprech‘ wie es aus der AfD kaum anders zu hören war. Erst danach wurden Umfragen breiter zur Kenntnis genommen, die das Gegenteil belegten: Eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung befürwortet einschränkende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus, während die Politik deutliche Vertrauenseinbußen aufgrund mangelnder Stringenz hinnehmen musste.

Zunächst wurden Kitas und Schulen noch vor den Osterferien geöffnet, ohne dass für ausreichend Sicherheitsmaßnahmen wie Tests, Luftreinigungsgeräte etc. gesorgt war. Ignoriert wurden die inzwischen bekannten Erkenntnisse, dass das Virus in gefährlichem Ausmaß auch von Kindern weiter gegeben werden kann, darüber die Eltern infiziert werden können und sich so das Infektionsgeschehen weiter ausbreiten kann. Nach den Daten des RKI sind die Infektionen unter Kindern und Jugendlichen drastisch gestiegen. Entgegen den Versicherungen der BildungsministerInnen drohen damit Kitas und Schulen – so auch die GEW – zu Pandemie-Treibern zu werden. Diese Entwicklungen waren vor dem Öffnen von Kitas und Schulen abzusehen. Sehenden Auges und konzeptionslos haben BildungsministerInnen und MinisterpräsidentInnen die ihnen anvertrauten Kinder und Jugendlichen und mit ihnen ihr familiäres Umfeld extremen Gefährdungen ausgesetzt. Die rheinland-pfälzische Kultusministerin Hubig – gleichzeitig Vorsitzende der Kultusministerkonferenz – nahm dabei unterstützt von Ministerpräsidentin Dreyer eine Vorreiterolle an Ignoranz und Fahrlässigkeit ein. Das immer wieder als Legitimation unter Hinweis auf vermeintliche Expertenmeinungen aufgesagte falsche Mantra war: Kitas und Schulen sind keine Treiber der Infektion, sondern sicher. So versicherte gegen Ende März die saarländische Bildungsministerin Streichert-Clivot in einem Elternbrief: „Auch die maßgeblichen medizinischen Fachgesellschaften betonen, dass Kitas mit den im Saarland bestehenden Hygiene- und Infektionsschutzregelungen Kitas und Schulen selbst bei hohen Infektionszahlen geöffnet und sicher betrieben werden können.“ Aufgrund solcher Fehleinschätzungen haben sich die BildungsministerInnen vom Inzidenzwert verabschiedet und dies auch noch mit dem kruden Hinweis begründet, mehr Tests trieben den Inzidenzwert hoch. Solche ‚Logik‘ lässt auf erhebliche Bildungsdefizite schließen. Karl Lauterbach hat sie so kommentiert: „Schafft endlich die Thermometer ab. Dann ist die Klimakrise bewältigt!“

Die mit der Öffnung von Kitas und Schulen verbundenen Gefahren macht ein Offener Brief von Eltern an die Landesregierung von NRW deutlich: https://publikum.net/offener-brief-an-die-landesregierung-nrw/. Er dementiert zugleich das immer wieder zwecks Öffnungen beschworene ‚Kindeswohl‘: „Wir sehen … mit großer Sorge die gerade in den Altersklassen der Kitakinder und Schülerinnen dramatisch steigenden Infektionszahlen und die überquellenden Intensivstationen, in denen nicht mehr nur die Generation der Großeltern, sondern die der Eltern mit schweren Covid-19-Verläufen liegt.“ Zu befürchten ist, dass viele sterben werden. Das macht der Brief mit Hinweisen auf die USA und Frankreich deutlich: „In den USA haben bisher 40.000 Kinder mindestens ein Elternteil an Civid-19 verloren, in Frankreich verloren an einer Schule 20 Kinder einen Elternteil.“ Wahrend zwecks Öffnungen immer wieder traumatisierende Kontaktbeschränkungen beschworen wurden, kommen hier ganz andere traumatisierende Erfahrungen ins Spiel: „Die Ängste der Kinder, einen oder beide Elternteil(e) zu verlieren oder langzeiterkrankt zu erleben, sind immens und beschädigen die seelische Unversehrtheit traumatisch und oft irreparabel“ – davon, dass sie auch Bildungserfolge erschweren ganz zu schweigen.

In dem Entwurf der Bundesregierung zu Veränderungen des Infektionsschutzgesetzes sind Kita- und Schulschließungen vorgesehen, wenn eine Inzidenz von 200 an drei aufeinander folgenden Tagen in einem Landkreis überschritten ist. Diese Festlegung entspringt dem Wunschdenken, das Infektionsgeschehen ohne frühere Kita- und Schulschließungen senken zu können. Sie gefährdet Kinder, Jugendliche und deren Eltern (sowie die erst teilweise geimpften ErzieherInnen und Lehrkräfte). Der Altersdurchschnitt der PatientInnen auf den Intensivstationen ist – so Karl Lauterbach – auf ein Durchschnittsalter von 47 bis 48 Jahren gesunken. Nach Angaben der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin stirbt bei den unter 50-Jährigen jeder fünfte Patient. Darunter werden viele Eltern sein. Die hohen Infektionszahlen in Kitas und Schulen tragen dazu bei. Wie gehabt: Sehenden Auges und zugleich unbelehrbar und ignorant gegenüber Warnungen aus der Wissenschaft ist mit der Festlegung auf eine Inzidenz von 200 wieder einmal eine Verschärfung des Infektionsgeschehens vorprogrammiert. Und nur noch am Rande sei vermerkt, dass auch die Testmaßnahmen, mit denen die Öffnungen legitimiert werden, wieder einmal schlecht vorbereitet sind und die ihnen zugesprochene Wirkung verfehlen müssen. Ein wirksames Mittel gegen die Verbreitung von Infektionen sind sie erst bei einer niedrigen Infektionsrate. Die Verantwortlichen für Öffnungen von Kitas und Schulen sollten endlich aufhören, das angebliche ‚Wohl der Kinder‘ vor sich her zu tragen, wo es mehr darum geht, die Arbeitswelt am Laufen zu halten und ihr den nötigen ausgebildeten Nachwuchs zu sichern. Für das ‚Wohl von Kindern‘ sind Ängste um das Leben der Eltern und deren Verlust einschneidender als durchaus zu kompensierende ‚Bildungsverluste‘ und eingeschränkte Kontakte. 

Nach Kitas und Schulen wurden Einkaufszonen und (Außen-)Gastronomie inmitten eines sich dramatisch verschärfenden Infektionsgeschehens geöffnet und u.a. im Saarland euphemistisch als Modellversuche deklariert. Als auch von der Bundeskanzlerin Kritik geäußerte wurde, bekam das Testen, das vorher Öffnungen zu legitimieren hatte, den Status, einen Beitrag zur Erkenntnis von Infektionswegen zu leisten – selbstverständlich wieder unabhängig davon, ob hinreichend Testmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Als sich das Infektionsgeschehen unübersehbar auszubreiten begann, wurden z.T. aufgrund von Forderungen aus den Kommunen Öffnungen partiell auch wieder zurück genommen. Dabei mutierte der von der FDP gestützte Ministerpräsident und CDU-Kanzlerkandidat in spe Laschet vom – selbstverständlich ‚verantwortungsvollen‘ – Öffnungsstrategen zum ‚Brückenlokdowner‘.

Zusammen mit dem Verein für kritische Gesellschaftswissenschaften Exit hat das Ökumenische Netz im Verlauf der Pandemie immer wieder darauf hingewiesen: 
Corona ist nicht vom Himmel gefallen, sondern wesentlich den kapitalistischen Produktions-, Verteilungs- und Konsumverhältnissen ‚entsprungen‘. Die Corona-Krise steht nicht neben der Krise des Kapitalismus, sondern wirkt sich als deren Brandbeschleuniger aus und verschärft die sozialen und psychischen Probleme, die gleichsam als ‚Vorerkrankungen‘ aus der ‚normalen‘ Krise des Kapitalismus in die von Corona verschärften Problemlagen mitgenommen wurden. Um so ‚befremdlicher‘ wirkte es, wenn sich ausgerechnet Antreiber von Sozialabbau und Privatisierung sowie Prediger der Eigenverantwortung wie z.B. die FDP plötzlich um sozial Benachteiligte und deren sich verschärfende Bildungsbenachteiligungen sorgten. Propagiert wurde die Rückkehr zur kapitalistischen Normalität und deren Freiheit zu konsumieren und sich unterhalten zu lassen – sozusagen als einer kapitalistischen Variante von Brot und Spielen. An die Spitze dieser Bewegung hat sich inzwischen die AfD mit ihrer Wahlkampfparole „Deutschland. Aber normal“ gesetzt und damit anschaulich vor Augen geführt, wie weit der Konsens demokratischer Entscheidungsträger ins rechtsextreme Spektrum reicht und noch einmal deutlich gemacht, wer und was alles in demokratische Prozesse des Aushandelns einbezogen werden ‚muss‘.

Zur Erkenntnis, dass die Corona-Krise sich als Brandbeschleuniger über den Krisenkapitalismus legt, gehört wesentlich die Einsicht, dass sowohl die Pandemie als auch die Maßnahmen dagegen am meisten diejenigen trifft, die in der Normalität des Krisenkapitalismus von dessen Krise am heftigsten getroffen sind. Im globalen Maßstab sind es vor allem diejenigen, deren Lebensgrundlagen durch Einschränkungen im Kampf um die tägliche Reproduktion des Lebens noch mehr zerstört werden. Auch bei den Kämpfen um die Verteilung des Impfstoffs ziehen sie den Kürzeren bzw. bleiben – trotz aller Solidaritätsrhetorik – ausgeschlossen. Kapitalistische Regierungen – so auch die Bundesregierung – sind nicht einmal bereit, entsprechende TRIPS-Verpflichtungen auszusetzen, um durch die Freigabe von Patenten für Corona-Impfstoffe etwas bessere Voraussetzungen für die Eindämmung des Virus und so mehr Menschen die simple ‚Freiheit zum Leben‘ zu ermöglichen. Eher jedoch würden die Befürworter der kapitalistischen Normalität darin eine Bedrohung der Freiheit und ihrer demokratischen Grundordnung sehen. 

In der deutschen Gesellschaft sind vor allem diejenigen gefährdet, die nicht als ‚systemrelevant‘ gelten oder dem Virus am unmittelbarsten ausgeliefert sind. Das Spektrum reicht von Obdachlosen auf der Straße bis zu in Pflegeheimen eingeschlossenen alten Menschen und in überfüllten Krankenhäusern liegenden Kranken und Sterbenden einschließlich der sie Behandelnden und Pflegenden, von in Hartz-IV-Gedrängten über Asylsuchende in Lagern bis hin zu in beengten Wohnräumen sich verschärfenden Gewaltpotenialen. In all dem haben Frauen sowohl als Objekt von Aggressionen als auch als ‚Krisenmagerinnen‘ die Hauptlasten zu tragen und zu schultern. In diesen Zusammenhängen stellen sich dringlich Fragen wie: Wer benötigt aus unterschiedlichen Gründen soziale Unterstützung, psychologische Begleitung, ‚Notbetreuung bzw. -unterricht‘, usw.? Die in diesem Spektrum auftauchenden sozialen und psychischen Probleme spielen jedoch nur dann eine Rolle, wenn es um die Legitimation von Öffnungen geht. Bei der Verteilung sozio-ökonomischer Hilfen bleiben sie außen vor. Welche sozialen und psychischen Hilfen als Begleitung organisiert werden müssten, kommt nur am Rande in den Blick. Mehr oder weniger alles dreht sich um das, was für die kapitalistische Normalität systemrelevant ist oder zu sein scheint.

Zu den ‚Vorerkrankungen‘, die von der Krise kapitalistischer Normalität in ihre Brandbeschleunigung durch Corona mitgenommen wurden, gehört nicht zuletzt die Tatsache, dass die politische Ebene in der Krise aufgrund des Einbrechens der Arbeit als Substanz der Mehr-Wert-Produktion auf ihre Grenzen stößt. Mit ihr brechen zugleich mit der Produktion vermittelte abgespaltene Bereiche der Reproduktion ein. Die Einbrüche spiegelten sich spätestens seit der Finanzkrise 2008/09 auf der Ebene der Politik in einem immer wirreren und beschleunigten Hin und Her zwischen den Polen Ökonomie (Marktlogik) und Politik (Regulierung) – je nach Krisenlage und dem Bedarf an Krisenverwaltung. Auch im Zusammenhang mit der Pandemie zeigt sich: Je unübersichtlicher das ‚Ganze‘ zu werden droht, aus dem Ruder läuft und die Krise auf Grenzen der ‚Verwaltbarkeit‘ stößt, desto ‚wirrer‘ und ohne Stringenz gebärden sich die politischen Akteure. Dabei rächt sich umso mehr, dass sich eine sich selbst vollmundig als Pragmatismus preisende Politik von gesellschaftstheoretischer Reflexion verabschiedet hat und sich damit selbst so verdummt hat, dass mit der Reflexionsintelligenz auch die Funktionsintelligenz eingebrochen zu sein scheint und auch organisatorische Herausforderungen immer schwerer zu bewältigen sind. 

Analog gilt die Hinwendung zum Pragmatismus und die Abwendung von theoretischem Denken auch für große Teile der Öffentlichkeit ebenso wie für soziale Bewegungen. Das macht es ausgesprochen schwer, einem Pragmatismus zu entgehen, der in falscher Unmittelbarkeit und unter den Bannern der Demokratie und ihrer Freiheitsrechte den sozialdarwinistischen Weg in eine vermeintliche Herdenimmunität einschlägt und die dazu ‚nötigen‘ Opfer billigend als Preis in Kauf nimmt. Nicht einmal die sich zuspitzende Lage auf den Intensivstationen und die drohende Triage scheint politische EntscheidungsträgerInnen zu irritieren – schließlich sind sie von der kapitalistischen Normalität her je bereits daran gewöhnt, dass der Kapitalismus über Leichen geht und die Demokratie ihre Kinder frisst.

Als zentrale Herausforderung sowohl in der Corona-Krise als auch im Blick auf die mit Corona und auch ‚nach Corona‘ verschärfte Krise des Kapitalismus bleibt die Kritik kapitalistischer Fetischverhältnisse. Ohne sie werden Wege aus der Krise illusorisch bleiben und drohen mit ‚fortschreitender‘ sozialdarwinistischer Barbarisierung im ‚Krieg aller gegen alle‘ zu landen. Einiges von dem, was das bedeuten kann, ist in den gegenwärtigen ‚Corona-Zeiten‘ schon zu ‚besichtigen‘. 
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